
Während in Berlin über immer neue Refor-
men diskutiert wird, gerät ein bereits be-
schlossenes Vorhaben der Bundesregie-
rung fast in Vergessenheit: die Bekämp-
fung der Wohnungslosigkeit. Dabei hat
sich die Bundesregierung zu Beginn ihrer
Legislaturperiode zum Ziel gesetzt, die
Wohnungslosigkeit bis 2030 „überwin-
den“ zu wollen. So steht es im sogenann-
ten Nationalen Aktionsplan, den die
schwarz-rote Regierung laut Koalitions-
vertrag umsetzen will, und den 2024 noch
die Ampelkoalition verabschiedet hatte.

Es sei der erste Versuch einer Bundesre-
gierung überhaupt, das Problem der Woh-
nungslosigkeit systematisch anzugehen,
hatte die damalige Bauministerin Klara
Geywitz (SPD) nach dem Kabinettsbe-
schluss erklärt. Das ist zwei Jahre her. In-
zwischen ist die Bundesregierung von
Friedrich Merz seit einem Jahr im Amt.
Was ist aus dem Vorhaben geworden?

„Mit der derzeitigen Umsetzung wird
die Bundesregierung ihre Ziele im Kampf
gegen Wohnungslosigkeit verfehlen“, sagt
Volker Busch-Geertsema, Co-Vorsitzen-
der der Gesellschaft für innovative Sozial-
forschung und Sozialplanung. Dabei sei
das Ausmaß des Problems gewaltig: 2024
waren nach Angaben der Bundesregie-
rung mehr als 530 000 Menschen in
Deutschland wohnungslos. Wobei ein
Großteil der wohnungslosen Menschen in
der Wohnungsnotfallhilfe untergebracht,
also nicht obdachlos war. Denn wohnungs-
los bedeutet nicht zwangsläufig, auf der
Straße zu schlafen, auf Parkbänken oder
an Bahnhöfen.

Als wohnungslos gilt auch, wer in einer
Notunterkunft untergebracht ist oder vor-

übergehend bei Freunden auf der Couch
schläft. Letztere werden als verdeckt Woh-
nungslose bezeichnet. Laut dem aktuellen
Wohnungslosenbericht der Bundesregie-
rung kamen mehr als 60 000 Wohnungslo-
se bei Angehörigen, Freunden oder Be-
kannten unter. Etwa 47 000 Menschen leb-
ten demnach auf der Straße oder in Be-
helfsunterkünften. Die tatsächliche Zahl
dürfte noch höher liegen. Denn „wer kei-

nerlei Hilfsangebote in Anspruch nimmt,
der taucht auch in keiner Statistik auf“,
sagt Busch-Geertsema.

Die Gründe für Wohnungslosigkeit
sind vielfältig. Manche Menschen haben
nie über eine eigene Wohnung verfügt,
weil sie nach Deutschland geflüchtet sind
oder im jungen Erwachsenenalter das El-
ternhaus verlassen haben. Andere verlie-
ren ihre Wohnung, häufig wegen Miet-
schulden, aber auch infolge von Trennun-
gen, Scheidungen oder Krankheit.

Bundesbauministerin Verena Hubertz
(SPD) hält an dem Aktionsplan ihrer Vor-
gängerin fest. Um die Wohnungslosigkeit
zu „überwinden“, solle „bis 2030 allen be-
troffenen Personen ein Wohnraumange-
bot gemacht werden können“, bestätigt
ihr Ministerium. Aus dessen Sicht sind be-
reits Fortschritte bei der Umsetzung zu
verzeichnen. Unter dem Dach des soge-
nannten Nationalen Forums gegen Woh-
nungslosigkeit werde der Aktionsplan ko-
ordiniert und weiterentwickelt. Von den
für das Jahr 2025 geplanten 33 Maßnah-
men habe man 17 abgeschlossen. Dazu zäh-
len neben Schulungen für Beratungsstel-
len auch die Aktualisierung von Broschü-
ren und Informationsmaterialien.

Ein zentrales Element des Plans zur
„Überwindung“ der Wohnungslosigkeit
ist der soziale Wohnungsbau. Das Baumi-
nisterium verweist hierbei auf höhere För-
dermittel und den sogenannten Bau-Tur-
bo, der durch Bürokratieabbau den Woh-
nungsbau beschleunigen soll. Ob das
reicht, ist fraglich. Es gebe viele kleine po-
sitive Schritte, sagt Busch-Geertsema.
„Aber keinen großen Wurf.“ Ohne den sei
der Aktionsplan aber nicht realisierbar.

Laut dem Pestel-Institut fehlen in
Deutschland derzeit 1,4 Millionen Woh-
nungen. Um dieses Defizit bis 2030 abzu-
bauen, wären jährlich etwa 400 000 Neu-
bauten nötig. Tatsächlich aber deutet vie-
les in die andere Richtung: Angesichts
rückläufiger Baugenehmigungen rechnet
das Bündnis „Soziales Wohnen“ damit,
dass künftig eher nur etwa 200 000 Woh-
nungen pro Jahr entstehen werden.

Hinzu komme, dass es nicht ausreiche,
mehr Sozialwohnungen zu bauen, sagt
Busch-Geertsema. Es gehe auch darum,
den Zugang zu bestehenden Wohnungen
zu erleichtern. Denn viele Menschen, die
von Wohnungslosigkeit bedroht sind,
scheitern an bürokratischen Hürden.

Womit man bei einem weiteren Punkt
im Aktionsplan wäre. Denn ein zentrales
Thema im Kampf gegen Wohnungslosig-
keit ist Prävention. „Es gilt zu verhindern,
dass Menschen überhaupt erst in eine sol-
che Situation geraten“, sagt Busch-Geert-
sema. Vor allem seien frühzeitige Hilfe
und schnelle Reaktionen bei Mietschul-
den entscheidend, um Zwangsräumungen

und die daraus resultierende Wohnungslo-
sigkeit zu verhindern.

Wer mit der Miete in Rückstand gerät,
kann sich im Notfall an das Sozialamt wen-
den, das unter bestimmten Voraussetzun-
gen die Schulden übernimmt und so den
Wohnungsverlust verhindern kann. Das
funktioniere jedoch nur bei fristlosen Kün-
digungen, sagt Busch-Geertsema. Bei frist-
gerechten bleibe die Mietschuldenüber-
nahme wirkungslos. Wohnungsunterneh-
men gingen daher zunehmend dazu über,
fristgerecht zu kündigen, womit die
Schutzmaßnahme ins Leere laufe.

Schon die Ampelregierung hatte sich
vorgenommen, das zu ändern, sagt Busch-
Geertsema. „Doch das damals FDP-ge-
führte Justizministerium hat sich dem
Thema verweigert.“ Der im Februar von
Justizministerin Stefanie Hubig (SPD) vor-
gelegte Gesetzentwurf zum Mietrecht
greift dieses Problem auf. Dieser wurde
nun im Bundeskabinett beschlossen. Dem-
nach sollen Mieter, denen wegen Mietrück-
ständen gekündigt wurde, eine ordentli-
che Kündigung einmalig beseitigen kön-
nen, indem sie ausstehende Beträge bezah-
len. „Dringend notwendig“ sei das, sagt
Busch-Geertsema. Auch dieser Punkt ste-
he bereits seit Beginn im Aktionsplan.

Bleibt die Frage: Wie realistisch ist das
Ziel, Wohnungslosigkeit bis 2030 zu besei-
tigen? Busch-Geertsema formuliert es so:
Anfangs habe er das Ziel für erreichbar ge-
halten. Mit jedem Jahr, das verstreicht,
werde es unrealistischer. Ganz abschrei-
ben will er es dennoch nicht. Eine deutli-
che Reduktion der Wohnungslosigkeit,
das wäre schon ein Erfolg.
 Sebastian Strauß, Saimah Jiwa

V o n S a i m a h J i w a
u n d S e b a s t i a n S t r a u ß

Berlin – Heute Nacht wird er ein Dach
über dem Kopf haben. Er wird seinen
Schlüssel bei der Security am Hausein-
gang abholen, die Wohnungstür aufschlie-
ßen und sich in ein Bett legen, das nicht
wirklich seins ist. Dort, wo er heute Nacht
schläft, kann er nicht für immer bleiben.
„Eigentlich bin ich wohnungslos“, sagt
Majd Kasem. Gleichzeitig habe er ein Zu-
hause. Dieser Ort hier liegt irgendwie da-
zwischen.

Am liebsten hätte er eine eigene Woh-
nung, sagt Kasem. Eine, die er nach seinen
Vorstellungen einrichten kann, ohne auf
andere Rücksicht nehmen zu müssen. Nur
er, vielleicht irgendwann mit einem Part-
ner. Ja, so würde er es machen, wenn er
sich seine Lebenssituation aussuchen
könnte. Doch das ist hier unmöglich.

Denn das Haus, in dem Kasem lebt, ist
eine Unterkunft für queere wohnungslose
Menschen. 47 Menschen leben hier, ver-
teilt auf 27 Wohnungen. Ein schmucklo-
ses, funktionales Wohnhaus im Osten Ber-
lins mit gleichmäßiger Fensterfront.

Wer einen Tag hier verbringt, versteht
schnell, wie wichtig diese Unterkunft für
die Menschen ist, die hier leben. Denn ein
Zuhause zu verlieren, das ist das eine. Das
andere beginnt danach. Wenn die Unsi-
cherheit nicht endet, sondern sich ver-
schiebt. Wenn zu der Wohnungslosigkeit
noch etwas dazukommt: Diskriminie-
rung, aufgrund der eigenen Sexualität
oder der Identität.

Queere wohnungslose Menschen be-
richten immer wieder von Anfeindungen
und Gewalt, auch in Notunterkünften, die
ihnen eigentlich Schutz bieten sollen. Von
großen Schlafsälen und wenig Privatsphä-
re. Für viele ist das nicht nur schwierig.
Für queere Menschen kann es in woh-
nungslosen Unterkünften auch gefährlich
werden. Alternativen zu den großen Not-
unterkünften gibt es in Deutschland bis-
lang nur wenige. Es fehlt an Angeboten für
Menschen, die mehr brauchen als nur ein
Bett für die Nacht.

Das Casa Libre ist da eine Ausnahme.
An einem Mittwochabend Anfang April

steht Majd Kasem vor dem Haus. Er trägt
eine Kappe, schwarz, vorn drei weiße
Buchstaben „FAG“. Fag, das ist die Abkür-
zung für faggot, deutsch „Schwuchtel“. Ka-
sem trägt die Kappe bewusst. Der 33-Jähri-
ge will sich nicht mehr verstecken. Vor
zweieinhalb Jahren kam der gebürtige Sy-
rer nach Deutschland. In Syrien, sagt er,
habe es zwar eine queere Community gege-
ben, aber nur im Verborgenen. In Deutsch-
land genießt er die Freiheit, so zu sein, wie
er ist.

Hier ist vieles möglich geworden, was
zuvor ausgeschlossen war. Doch der Neu-
anfang hat Hürden. Schwierig bleibt vor al-
lem eines: Arbeit zu finden. Er sei qualifi-
ziert, sagt Kasem, er habe bereits in einer
Personalabteilung und als Projektmana-
ger gearbeitet. Doch eine passende Stelle
hat er bisher nicht gefunden. Es ist wie ein
Teufelskreis: Ohne Job finde er auch keine
Wohnung. Bis sich daran etwas ändert, ver-
suche er, im Casa Libre zu bleiben, sagt Ka-
sem. Das ist zwar nur eine Lösung auf Zeit,
aber allemal besser als die Straße. „Wenn
etwas passiert, könnte ich einfach zu den
Sozialarbeitern gehen und ihnen davon er-
zählen“, sagt er.

Wer ins Casa Libre einzieht, bleibt nicht
für immer. Manche bleiben ein paar Tage,
andere für Jahre. In der Regel so lange, bis
sie eine dauerhafte Unterkunft gefunden
haben. Die Sozialarbeitenden helfen den
Bewohnerinnen und Bewohnern bei kom-
plizierten Anträgen. Sie sind da, wenn je-
mand Rat oder Unterstützung braucht. Fi-
nanziert wird ihre Arbeit über Tagessätze,
die das Land Berlin für die Unterbringung
der Bewohnerinnen und Bewohner zahlt.
Doch weil die Tagessätze diese Betreuung
nicht vollständig abdecken, gleicht der
Träger „Home & Care“ den Unterschied
nach eigenen Angaben über andere Wohn-
projekte aus.

„Die Betreuung vor Ort unterscheidet
das Casa Libre von vielen anderen Woh-
nungslosenunterkünften“, sagt Kathrin
Schultz von Queerhome, Deutschlands ers-
ter Wohnberatungsstelle, die sich speziell
an homosexuelle, trans und nicht-binäre
Menschen wendet.

Wer „Wohnungslosigkeit“ hört, denkt
oft zuerst an die Straße: Parkbänke, Schlaf-
säcke, Menschen in Fußgängerzonen.
Doch das Leben im Freien ist meist nur
das Ende eines Prozesses. Wohnungslosig-
keit beginnt oft viel früher und im Verbor-
genen. Auf Sofas von Freunden, in frem-
den Wohnzimmern beim Couchsurfing
oder in Übergangswohnungen. Irgend-
wann landet man dann womöglich in einer
der Notunterkünfte.

Gemeinschaftszimmer, Gemeinschafts-
bäder, die strikte Trennung nach Ge-

schlecht: Was Schutz geben soll, wird für
queere Menschen häufig zur zusätzlichen
Belastung. Auch weil sie immer wieder Dis-
kriminierung und Anfeindungen ausge-
setzt sind. Nicht selten, sagt Schultz von
Queerhome, entschieden sich Wohnungs-
lose deshalb gegen einen Platz in einer Not-
unterkunft. „Lieber auf der Parkbank
übernachten als an einem Ort, an dem sie
sich nicht sicher fühlen.“

Am Nachmittag steht Vanessa mit ande-
ren Bewohnerinnen und Bewohnern vor
dem Casa Libre in der Frühlingssonne. Sie
trägt ein schwarzes Oversize-Shirt. Die
kurzen braunen Haare hat sie unter einem
dunklen Bandana zusammengebunden.
Vanessa ist 20 und die jüngste Bewohnerin
des Casa Libre. Um sie zu schützen, wird
hier nur ihr Vorname genannt.

Man hat sich bewusst für den Nachmit-
tag verabredet. Vanessa mag die Dunkel-
heit nicht. „Also nicht die Dunkelheit
selbst, eher die Menschen nachts.“ Tags-
über, sagt sie, seien mehr Leute unter-
wegs, alles sei offener, berechenbarer.
Nachts fühle sie sich unwohl. Ob man mit
hochkommen wolle in ihre Wohnung?

Es ist eine der wenigen Einzimmerwoh-
nungen im Gebäude mit eigener Küche
und Bad. Als sie zwei Wochen vor ihrem 19.
Geburtstag einzog, standen hier nur ein
schmales Bett, ein Schrank und ein Tisch.
Den Rest, sagt Vanessa, habe sie selbst ein-
gerichtet. Wer etwas besitzt, kann sich
sein Zimmer nach eigenen Vorstellungen
gestalten. Viele Personen kommen aller-

dings mit kaum etwas in die Unterkunft.
Auf dem Schrank stapeln sich Kuscheltie-
re. Auf dem Bett liegt ihr Liebling: eine Tau-
be mit blauem Kopf und lilafarbenem
Hals. „Früher hab ich mich oft allein ge-
fühlt“, sagt Vanessa. Die Kuscheltiere hät-
ten ihr gegen die Einsamkeit geholfen.

Ganz frei sei man im Casa Libre aller-
dings auch nicht. Es gebe Regeln, sagt Va-
nessa: kein Alkohol, keine Übernachtungs-
gäste. Es gibt unangekündigte Kontrollen,
und wer länger als drei Tage wegbleibt, ris-
kiert sein Zimmer. Sie habe das selbst
schon bei einem Bewohner mitbekom-
men, sagt sie. „Dann wird das Zimmer an
jemand anderen vergeben.“

Wenn Vanessa über ihr Leben spricht,
klingt es, als würde sie den Lebenslauf ei-
ner fremden Person herunterspulen. Mit
13 kommt sie zum ersten Mal wegen einer
psychischen Erkrankung in eine Klinik, da-
nach immer wieder. Dazwischen betreu-
tes Wohnen, Wohngruppen, ein Zimmer
hier, ein Zimmer dort. Mit 18 landet sie in
einer therapeutischen Wohngruppe.

Sie ist wieder in der Klinik, als sie kurz
vor ihrem 19. Geburtstag einen Anruf aus
der Wohngruppe bekommt. Am Telefon
heißt es: „Du bist zu krank, wir können dir
nicht helfen.“ Dieser Satz hat sich bei ihr
eingebrannt. Sie verliert ihr Zimmer in der
Wohngruppe. Damals bleiben ihr zwei Wo-
chen, um etwas Neues zu finden. Über eine
Betreuerin kommt sie in das Casa Libre.

„Eigentlich hat mir diese Unterkunft
hier mein Leben gerettet“, sagt Vanessa.

Sie zieht den Ärmel ihres Shirts nach oben.
Auf der Innenseite des rechten Arms, auf
Höhe des Ellenbogens, hat sie zwei
Schmetterlinge tätowiert. „Das sind am
Anfang ja auch Raupen, und irgendwann
werden sie zu Schmetterlingen.“ Das erin-
nere sie an die Zeit in der Wohngruppe.

„Ich würde nichts als Zuhause bezeich-
nen“, sagt Vanessa. Aber das hier sei der
Ort, der „sich am ehesten danach anfühlt“.
Manchmal, wenn ihr Fenster offen ist,
hört sie Bewohnerinnen und Bewohner
und die Sozialarbeitenden unten auf dem
Gehsteig, wenn sie rauchen und lachen.
Sie erkennt ihre Stimmen, es ist etwas Ver-
trautes. Apropos, zurzeit gebe es dieses
Lied, das gerade gut zu ihr passe, sagt sie.
Ob man es hören wolle? Vanessa zieht ihr
Handy aus der Tasche. Sie drückt auf Play:
„Warmer Wind, Sympathie; Und sie sagt
mir, sie macht das nie; Erst seit gestern da
und will nie weg von hier.“

Dass dieser Ort nur auf Zeit ist, weiß sie.
Dass sie wieder gehen muss, auch.

Majd Kasem hat sich zum Reden eine
Bar in der Nähe des Kottbusser Tors ausge-
sucht. So wie Kasem hier sitzt, an seinem
Bier nippt und über seine Sexualität
spricht, wäre ihm das vor wenigen Jahren
nicht möglich gewesen.

Selbst in seiner eigenen Familie sei er
bedroht worden. Wie damals, als er ein
Bild von sich mit Regenbogenflagge auf
Facebook postete. Kurz darauf, sagt er, ha-
be sein Bruder ihm gedroht, ihm „den
Kopf abzuhacken“.

Nach seiner Flucht aus der Heimat lan-
dete Kasem zunächst in einer Unterkunft
für Asylsuchende in Berlin. Obwohl er al-
lein nach Deutschland kam, wurde er in
ein Familienzentrum in Lichtenberg im Os-
ten der Hauptstadt verlegt. Dort, sagt Ka-
sem, sei er schnell aufgefallen. Als einzi-
ger queerer Mann, wie er es beschreibt, ha-
be er Blicke gespürt, Misstrauen, das Ge-
fühl, nicht dazuzugehören. Andere Bewoh-
nerinnen und Bewohner hätten ihm vorge-
worfen, sich in den Sanitäranlagen nicht
richtig zu verhalten, ohne dass je ganz klar
gewesen sei, was genau damit gemeint
war.

Im Familienzentrum zieht er sich, so
gut es geht, zurück. Mehrmals, sagt Ka-
sem, habe jemand an seiner Zimmertür ge-
rüttelt oder versucht, sie zu öffnen. Er ha-
be in dieser Zeit große Angst gehabt. „Im-
mer wenn ich ins Zimmer gegangen bin,
habe ich die Tür abgeschlossen.“

Viele Einrichtungen seien nicht darauf
ausgelegt, queeren Menschen Schutz zu
bieten, sagt Kathrin Schultz dazu. Dass es
bis heute zu wenige spezialisierte Einrich-
tungen gibt, hält Schultz für einen Miss-
stand, gerade weil queere Menschen be-
sonders häufig von Wohnungslosigkeit be-
troffen sind. Das geht auch aus einer Stu-
die des Landes Berlin hervor. Demnach
könnten es allein in Berlin schätzungswei-
se 10 000 Menschen sein.

Im Gegensatz zu vielen anderen Woh-
nungslosen haben Kasem und Vanessa nie
auf der Straße schlafen müssen.

Doch zu oft habe Kasem sich in seinem
Leben fragen müssen, wo er seine nächste
Nacht verbringt. Gelegentlich hole ihn die
Vergangenheit ein. Dann, sagt er, habe er
die Angst, dass das Casa Libre ihn irgend-
wann auf die Straße setze. Auch wenn die-
se Angst unbegründet sei.

Immerhin, sagt er, seine Zimmertür
schließe er nun nachts nicht mehr ab.

Majd Kasem, 33, kam vor zweieinhalb Jahren nach Deutschland. Derzeit lebt der gebürtige Syrer in Berlin in einer
Notunterkunft für queere Menschen, die keine eigene Wohnung haben.  F O T O : P A U L D I T T M A N N
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Stuttgart/Mainz – Nach den Landtags-
wahlen am 8. März in Baden-Württem-
berg und am 22. März in Rheinland-
Pfalz haben sich in beiden Bundeslän-
dern nun jeweils die verhandelnden
Parteien auf einen Koalitionsvertrag
geeinigt.

Nachdem am Mittwoch in Stuttgart
der seit 2011 amtierende grüne Minister-
präsident Winfried Kretschmann mit
einem Festakt verabschiedet worden
war, einigten sich am Tag darauf der Grü-
nen-Verhandlungsführer und voraus-
sichtlich künftige Ministerpräsident
Cem Özdemir und der CDU-Landeschef
Manuel Hagel auf eine Neuauflage des
grün-schwarzen Bündnisses im Südwes-
ten. „Beide Seiten haben hart gerungen“,
sagte Özdemir. Es handle sich aber nicht
um den kleinsten gemeinsamen Nenner.
Zu den Inhalten sagte er, dass ein starker
Wirtschaftsstandort Baden-Württem-
berg und Klimaschutz kein Gegensatz
seien. Hagel sprach von einer „Reformko-
alition“ und sagte: „Wir haben, finde ich,
was wirklich G’scheites geschafft für un-
ser Land.“ Am Wochenende sollen Partei-
gremien über die Inhalte des Koalitions-
vertrags beraten, dieser soll dann nächs-
te Woche der Öffentlichkeit vorgestellt
werden. Özdemir soll am 13. Mai zum
Ministerpräsidenten gewählt werden.
Die Aufteilung der Ministerien zwischen
den beiden Parteien ist schon geklärt,
wichtige Personalien kamen aber noch
nicht ans Licht.

In Rheinland-Pfalz sind aus Widersa-
chern Partner geworden: CDU und SPD
wollen gemeinsam regieren und setzen
auf Verlässlichkeit und Geschlossenheit.
Man habe hart verhandelt, „das liegt in
der Natur der Sache“, sagte der designier-
te Ministerpräsident Gordon Schnieder
von der CDU nach der Einigung auf ei-
nen Koalitionsvertrag. Das Vertrauen sei
aber in den Runden mit dem noch amtie-
renden Ministerpräsidenten und SPD-
Verhandlungsführer Alexander Schweit-
zer gewachsen – bisweilen auch bei ge-
meinsamem Pizzaessen, verriet Schnie-
der. In der Bildungspolitik wurden unter
anderem ein verpflichtendes letztes Kita-
Jahr und verbindliche Sprachtests für
Kinder beschlossen, außerdem ein
Sicherheitspaket mit jährlich bis zu
500 neuen Stellen bei der Polizei. Auch
in Rheinland-Pfalz müssen beide Partei-
en noch dem Koalitionsvertrag zustim-
men. Schnieder soll am 18. Mai, dem Ver-
fassungstag des Bundeslandes, zum Mi-
nisterpräsidenten gewählt werden.
Dann enden 35 Jahre SPD-geführte Re-
gierungen in Rheinland-Pfalz. D P A , S Z

München – Bei zahlreichen Kundgebun-
gen in ganz Deutschland haben Gewerk-
schaften, Verbände und Parteien am Tag
der Arbeit für die Rechte und Interessen
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern demonstriert. Das Motto des Deut-
schen Gewerkschaftsbunds für den Tag
lautete: „Erst unsere Jobs, dann eure Pro-
fite!“ Proteste richteten sich gegen Stel-
lenabbau und das Management von Un-
ternehmen, aber auch gegen die von der
Bundesregierung geplanten Einsparun-
gen zur Stabilisierung der Sozialversi-
cherungsbeiträge. Bei der zentralen
Kundgebung der Gewerkschaften in
Nürnberg kündigte die DGB-Bundesvor-
sitzende Yasmin Fahimi Widerstand ge-
gen Reformen des Sozialstaats an, wel-
che die Lasten ungerecht verteilten. Man
werde „das Bollwerk bleiben gegen Rück-
fälle in die Anfangszeiten des Kapitalis-
mus“, so Fahimi.

Auch Politiker traten bei Kundgebun-
gen auf – so forderte Nordrhein-Westfa-
lens Ministerpräsident Hendrik Wüst
(CDU) mehr Zusammenarbeit und Prag-
matismus: „Ich bin überzeugt: Ein star-
kes Bündnis aus Gewerkschaften, Arbeit-
gebern und Politik kann eine Antwort ge-
ben auf den Frust und die Sorgen der
Menschen“, sagte Wüst in seiner Mai-Re-
de in Mülheim an der Ruhr.

In Berlin fand am Freitagabend die
traditionelle Demonstration „Revolutio-
närer 1. Mai“ von linken und linksradika-
len Gruppen statt. Wegen der zahlrei-
chen Menschen in den Straßen kam sie
nur sehr langsam voran. Innensenatorin
Iris Spranger (SPD) sprach in der RBB-
Abendschau von knapp 50 000 Men-
schen, die sich insgesamt versammelt
hätten. „Bisher ist alles friedlich gelau-
fen“, sagte sie. Die Polizei hatte nicht mit
großen Ausschreitungen bei dem Zug
durch die Bezirke Kreuzberg und Neu-
kölln gerechnet. „Wir sind gut aufge-
stellt und auf alles vorbereitet“, sagte ein
Polizeisprecher. In den vergangenen Jah-
ren war das Gewaltpotenzial bei der
Kundgebung gesunken. D P A , S Z

Einigungen in Mainz
und Stuttgart

Demonstrationen
zum Tag der Arbeit

Was die Bundesregierung gegen Wohnungslosigkeit unternimmt
Eine halbe Million Menschen in Deutschland hat kein festes Zuhause. Warum es nicht reicht, mehr Sozialwohnungen zu bauen.
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Botschaften zum 1. Mai im niedersäch-
sischen Salzgitter. F O T O : D P A

Wohnungslose Personen nach
Gruppen
im Jahr 2024 in Deutschland

untergebrachte wohnungslose Personen
verdeckt wohnungslose Personen
wohnungslose Personen ohne Unterkunft

Gesamtzahl
(ohne Doppel-
erfassungen):
531 601

439 466

60 435

47 270

SZ-Grafik: eiha; Quelle: Bundesministerium fürWohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen

„Diese Unterkunft hat
mir mein Leben gerettet“

Queere Menschen sind besonders häufig von

Wohnungslosigkeit betroffen. In konventionellen Notunterkünften

fühlen sie sich oft nicht sicher. Ein Besuch in Berlin.
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